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Drucksache IV/ 176 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 2 Nr. 2012 Bd/62 


Bonn, den 6. Februar 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verhütung von Verkehrsunfällen, die ihren Grund in 
mangelnder Sehschärfe von Verkehrsteilnehmern haben 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Besold, Brück, 
Dr. Bücher und Genossen 
— Drucksache IV/147 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit der Frau 
Bundesministerin für Gesundheitswesen wie folgt: 

Zu 1. 

Das Gutachten des Facharztes für Ophthalmologie Dr. med. 
Hans-Dieter Spiecker, Trier, konnte wegen Erkrankung des 
Gutachters bisher nicht erstattet werden. Herr Dr. Spiecker hat 
mit Schreiben vom 16. Januar 1962 mitgeteilt, daß er den ur- 
sprünglichen Entwurf erheblich ändern und in einzelnen For- 
mulierungen abschwächen müsse. 

Das Gutachten des Instituts für medizinische Optik der Univer- 
sität München (Vorstand: Prof. Dr. phil. Dr. med. Schober) steht 
mir z. Z. noch nicht zur Verfügung. Seine Schlußfolgerungen 
sind mir aber auf Grund einer Mitteilung des Deutschen Grünen 
Kreuzes bekannt. 

Das Ergebnis des Herrn Dr. Spiecker erteilten Forschungsauf- 
trages werde ich nach Erstattung des Gutachtens zur medizini- 
schen und statistischen wissenschaftlichen Erörterung stellen. 
Erst dann wird es möglich sein festzustellen, ob entgegen der 
amtlichen Unfallstatistik Sehmängeln eine erhebliche Bedeu- 
tung für das Unfallgeschehen zukommt. 

Zu 2. 

Ergebnisse und Forderungen der vom Deutschen Grünen Kreuz 
am 16. 17. Oktober 1961 in München veranstalteten Sachver- 
ständigentagung sind mir bekannt. 

Zu 3. 

Die Einführung eines obligatorischen Sehtests für alle Bewer- 
ber um eine Fahrerlaubnis bereite ich im Einvernehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden seit längerer Zeit vor. 
Entsprechende Richtlinien sollen im Laufe der nächsten Monate 
erlassen werden. 


Druck: Budhdradterei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hant Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, GoethestraBe 54, Telefon 6 35 51 
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Als Kraftfahrer mit besonderer Verantwortung sehen die gel- 
tenden Rechtsvorschriften Personen an, die Fahrgäste in Kraft- 
omnibussen oder Droschken befördern. Hierfür ist eine zusätz- 
liche „Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung“ notwendig, de- 
ren Erwerb den Nachweis körperlicher Eignung durch ein ärzt- 
liches Zeugnis voraussetzt. Die entsprechende ärztliche Unter- 
suchung muß auch die Sehleistung umfassen. Durch Richtlinien 
könnte die ausnahmslose augenfachärztliche Begutachtung die- 
ses Personenkreises sichergesteiit werden, wenn die noch nicht 
abgeschlossenen wissenschaftlichen Untersuchungen dies not- 
wendig erscheinen lassen. 

Richtlinien zu den §§ 3 und 12 StVZO, deren Entwurf weit vor- 
angeschritten ist, werden vorsehen, daß jeder Bewerber um eine 
Fahrerlaubnis, der das 60. Lebensjahr vollendet hat, sich einer 
ärztlichen oder medizinisch-psychologischen Untersuchung zu 
unterziehen hat, die sich auch auf das Sehvermögen erstreckt. 
Ob über diese Maßnahmen hinaus für alle Bewerber um eine 
Fahrerlaubnis der Klasse 2 sowie alle Fahrerlaubnisinhaber im 
Alter von mehr als 60 Jahren eine regelmäßig zu wiederholende 
augenfachärztliche Untersuchung durch Rechtsnorm vorzusehen 
ist, kann ebenfalls bis zum Vorliegen der Ergebnisse des lau- 
fenden Forschungsvorhabens nicht abschließend beurteilt wer- 
den. 


Seebohm 



